
3.	 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. §§ 16-21A BAUNVO

3.1	HÖHE BAULICHER ANLAGEN 
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 18 
BAUNVO

Siehe Plan.

Im Bereich des Mischgebietes MI 1 - MI 3 ist der maß-
gebende obere Bezugspunkt der Höhe für die bauli-
chen und sonstigen Anlagen die maximale 
Gebäudeoberkante (GOK).

Die Gebäudeoberkante wird de�niert durch den 
Schnittpunkt zweier geneigter Dach�ächen oder den 
Schnittpunkt zwischen Außenwand und Dachhaut.

Maßgebender unterer Bezugspunkt für die maximale 
Höhe baulicher und sonstiger Anlagen innerhalb des 
Plangebietes ist die Oberkante der Erschließungsstraße 
gemessen an der straßenseitigen Gebäudemitte. 
Grenzen zwei Straßen an das Gebäude an, ist die 
niedrigere der beiden Straßenhöhen als Bezugspunkt 
zu wählen.

Die maximale Gebäudeoberkante kann im Bereich des 
Mischgebietes MI 1 und MI 2 durch untergeordnete 
Bauteile (technische Aufbauten, etc.) auf max. 10 
% der Grund�äche bis zu einer Höhe von maximal 
2,0 m überschritten werden, wenn ein Abstand von 
2,0 m zur Gebäudekante eingehalten wird. Durch 
Photovoltaikmodule/Solarmodule inkl. der zum Betrieb 
erforderlichen Anlagen und Bauteile sind weitere 
Überschreitungen zulässig.

Aufgrund der Lage innerhalb des Schutzstreifens 
der Hochspannungsfreileitung beträgt im Bereich des 
Mischgebietes MI 3 die max. Gebäudeoberkante 8,0 
m. Die Gebäudehöhe ist im Zuge der Detailplanung 
mit dem Leistungsträger abzustimmen.

3.2	GRUNDFLÄCHENZAHL 
ANALOG §�9 ABS.�1 NR.�1 BAUGB 
I.V.M. §�19 BAUNVO

Siehe Plan.

Die Grund�ächenzahl (GRZ) wird analog § 9 Abs. 1 
Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 und Abs. 4 BauNVO 
im Bereich des Mischgebietes (MI 1 - 3) auf 0,6 fest-
gesetzt. 

Bei der Ermittlung der Grund�äche sind die 
Grund�ächen von

1.	 Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2.	 Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3.	 baulichen Anlagen unterhalb der Gelände

ober�äche, durch die das Baugrundstück 
lediglich unterbaut wird,

mitzurechnen. 

Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die festgesetz-
te GRZ durch Garagen und Stellplätze mit ihren 
Zufahrten, durch Nebenanlagen im Sinne des § 14 
BauNVO und durch bauliche Anlagen unterhalb der 
Geländeober�äche, durch die das Baugrundstück 
lediglich unterbaut wird (§ 19 Abs. 4 Nr. 1 bis 3 
BauNVO) bis zu einer GRZ von 0,8 im Bereich des 
Mischgebietes (MI 1 - 3) überschritten werden.

Der Grundstücks�äche i. S. v. § 19 Abs. 3 BauNVO sind 
Flächenanteile an Gemeinschaftsanlagen hinzuzurech-
nen. Gemeinschaftsanlagen sind private Anlagen, die 
einem begrenzten Kreis von Grundstückseigentümern 
gehören, die durch die gemeinsame Errichtung und 
Unterhaltung einer Verp�ichtung aus gesetzlichen 
Vorschriften nachkommen (z. B. Gemeinschaftsgaragen 
und Gemeinschaftsstellplätze).

3.3	ZAHL DER VOLLGESCHOSSE 
ANALOG §�9 ABS.�1 NR.�1 BAUGB 
I.V.M. §�19 BAUNVO

Siehe Plan.

Die Zahl der Vollgeschosse wird analog §� 16 Abs. 2 
BauNVO und § 20 BauNVO als Höchstmaß festgesetzt.

4.	 BAUWEISE
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 22 BAUNVO

Siehe Plan.

Es wird eine offene Bauweise festgesetzt. In der 
offenen Bauweise analog § 22 Abs. 2 BauNVO sind 
Gebäude mit seitlichem Grenzabstand zu errichten. 

5.	 ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE 
GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 23 BAUNVO

Siehe Plan.

Die überbaubaren Grundstücks�ächen sind im 
Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Analog § 23 Abs. 3 BauNVO 
dürfen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze 
nicht überschreiten. Demnach sind die Gebäude inner-
halb des im Plan durch Baugrenzen de�nierten 
Standortes zu errichten. Ein Vortreten von Gebäudeteilen 
in geringfügigem Ausmaß kann zugelassen werden.

Außerhalb der überbaubaren Grundstücks�ächen sind 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen (§ 
14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der in 
dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Die zur Versorgung und 
Entsorgung des Baugebietes dienenden Anlagen (z. B. 
Blockheizkraftwerk) sind analog §�14 Abs.�2 BauNVO 
ausnahmsweise zulässig.

Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach 
Landesrecht in den Abstands�ächen zulässig sind oder 
zugelassen werden können (z. B. Stellplätze, Garagen, 
Carports).

6.	 FLÄCHEN FÜR GARAGEN, CARPORTS UND 
STELLPLÄTZE
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB Siehe Plan.

Garagen, Carports und Stellplätze sind nur innerhalb 
der überbaubaren Grundstücks�ächen sowie in den 
festgesetzten Flächen für Garagen, Carports und 
Stellplätze zulässig.
Ausnahme: In einem Radius von 20 m um den 
Maststandort (siehe Schutzstreifen Maststandort) sind 
ausschließlich Stellplätze zulässig.

Im Bereich zwischen der Baugrenze und der 
Warndtstraße und Differter Straße sind Garagen, 
Carports und Stellplätze unzulässig.

Fahrradabstellanlagen dürfen auch außerhalb der 
Flächen für Garagen, Carports und Stellplätze und 
außerhalb der überbaubaren Grundstücks�ächen 
errichtet werden.

7.	 ANSCHLUSS AN VERKEHRSFLÄCHEN; 
HIER: EIN- UND AUSFAHRTBEREICH
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB Siehe Plan.

An den im Plan durch Symbol gekennzeichneten 
Stellen im Bereich der Warndtstraße werden die Ein- 
und Ausfahrtbereiche festgesetzt. Ein- und Ausfahrten 
sind nur in den dafür vorgesehenen Bereichen zulässig.

1. 	 BAUPLANUNGSRECHTLICHE  
	 FESTSETZUNGEN
	 § 12 ABS. 3A BAUGB I.V.M. § 9 ABS. 2 BAUGB

Gemäß § 12 Abs. 3a BauGB wird unter Anwendung 
des § 9 Abs. 2 BauGB festgesetzt, dass im Rahmen der 
festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig 
sind, zu deren Durchführung sich die Vorhabenträger 
im Durchführungsvertrag verp�ichten.

2.	 ART DER BAULICHEN NUTZUNG
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M.
§ 6 BAUNVO

Das Mischgebiet wird analog § 1 Abs. 4 BauNVO 
bezüglich der räumlichen Verteilung von Wohnnutzung 
gegliedert.

2.1	MISCHGEBIET (MI 1 UND 2)

	 zulässig sind:

	 ausnahmsweise zulässig sind:

	 unzulässig sind:

Analog §�6 BauNVO - Mischgebiet

Analog §�6 Abs. 2 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 4 BauNVO

1.	 Wohngebäude,
2.	 Geschäfts- und Bürogebäude,
3.	 Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe 

des Beherbergungsgewerbes,
4.	 sonstige Gewerbebetriebe,
5.	 Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, 

kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke.

Analog § 6 Abs. 2 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5 BauNVO

1.	 Einzelhandelsbetriebe.

Analog § 6 Abs. 2 und 3 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5 
BauNVO und § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO

1.	 Anlagen für sportliche Zwecke,
2.	 Gartenbaubetriebe,
3.	 Tankstellen,
4.	 Vergnügungsstätten.

Unzulässig sind weiterhin analog § 6 Abs. 2 BauNVO 
i.V.m. § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO Läden mit Geschäfts- 
und Verkaufs�ächen für Sexartikel (Sexshops und 
Videotheken) und sonstige Gewerbebetriebe, in denen 
sexuelle Tätigkeiten gewerblich ausgeübt oder ange-
boten werden (Bordelle bzw. bordellähnliche Betriebe 
einschließlich Wohnungsprostitution und gewerbliche 
Zimmervermietung).

2.2	MISCHGEBIET (MI 3)

	 zulässig sind:

	 ausnahmsweise zulässig sind:

	 unzulässig sind:

Analog §�6 BauNVO - Mischgebiet

Analog §�6 Abs. 2 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 4 BauNVO

1.	 Geschäfts- und Bürogebäude,
2.	 Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe 

des Beherbergungsgewerbes,
3.	 sonstige Gewerbebetriebe,
4.	 Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, 

kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke.

Analog § 6 Abs. 2 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5 BauNVO

1.	 Einzelhandelsbetriebe.

Analog § 6 Abs. 2 und 3 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5 
BauNVO und § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO

1.	 Wohngebäude,
2.	 Anlagen für sportliche Zwecke,
3.	 Gartenbaubetriebe,
4.	 Tankstellen,
5.	 Vergnügungsstätten

Unzulässig sind weiterhin analog § 6 Abs. 2 BauNVO 
i.V.m. § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO Läden mit Geschäfts- 
und Verkaufs�ächen für Sexartikel (Sexshops und 
Videotheken) und sonstige Gewerbebetriebe, in denen 
sexuelle Tätigkeiten gewerblich ausgeübt oder ange-
boten werden (Bordelle bzw. bordellähnliche Betriebe 
einschließlich Wohnungsprostitution und gewerbliche 
Zimmervermietung).

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (ANALOG § 9 BAUGB + BAUNVO)

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes gelten 
u. a. folgende Gesetze und Verordnungen:

�	 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. Juni 
2021 (BGBl. I S. 1802).

�	 Baunutzungsverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. 
I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802).

�	 Verordnung über die Ausarbeitung der 
Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung - PlanzV) vom 18. 
Dezember 1990 (BGBI. I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 
(BGBl. I S. 1802).

�	 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 
(BGBI. I S. 306).

�	 Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 
306).

�	 Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBI. I S. 1408).

�	 Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 des 
Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 04. Dezember 
2019 (Amtsbl. I 2020 S. 211, 760).

�	 § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 
682), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 09. Dezember 2020 (Amtsbl. I S. 1341).

�	 Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im 
Saarland - Saarländisches Naturschutzgesetz - 
(SNG) - vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 726), 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 13. Februar 
2019 (Amtsbl. I S. 324).

�	 Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Artikel 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung 
des saarländischen Denkmalschutzes und der saar-
ländischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 2018 
(Amtsbl. 2018, S. 358).

�	 Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30. Juli 2004 (Amtsbl. S. 1994), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 13. Februar 2019 (Amtsbl. 
I S. 324).

�	 Saarländisches Gesetz zur Ausführung des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes (Saarländisches 
Bodenschutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 
2002 (Amtsbl. 2002 S. 990), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 21. November 2007 (Amtsbl. S. 
2393).

�	 Satzung der Gemeinde Überherrn zum Schutz von 
Bäumen (Baumschutzsatzung) vom 09.01.1995, 
zuletzt geändert durch Beschluss des Gemeinderates 
vom 02.07.1998.

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

VERFAHRENSVERMERKE
�	 Der Gemeinderat der Gemeinde Überherrn 

hat am __.__.____ die Einleitung des Verfah-
rens zur Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes �Quartier Differter Straße: 
Arbeiten.Wohnen.Leben� mit Vorhaben- und Er-
schließungsplan beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

�	 Der Beschluss, diesen vorhabenbezogenen Bebau
ungsplan aufzustellen, wurde am __.__.____ orts-
üblich bekanntgemacht (§ 2 Abs. 1 BauGB).

�	 Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel
tungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungs
planes gelegenen Flurstücke hinsichtlich ihrer 
Grenzen und Bezeichnungen mit dem Liegen
schaftskataster übereinstimmen.

�	 Der Bebauungsplan wird gem. §�13a�BauGB im be-
schleunigten Verfahren aufgestellt. Gem. §� 13a 
Abs.� 3 und 4 BauGB wird eine Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB nicht durchgeführt.

�	 Der Gemeinderat der Gemeinde Überherrn hat in 
seiner Sitzung am __.__.____ den Entwurf gebil-
ligt und die öffentliche Auslegung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes �Quartier 
Differter Straße: Arbeiten.Wohnen.Leben� be-
schlossen (§ 3 Abs. 2 BauGB).

�	 Der Entwurf des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeich-
nung (Teil A) und dem Textteil (Teil B), dem Vorha-
ben- und Erschließungsplan sowie der Begründung, 
hat in der Zeit vom __.__.____ bis einschließlich 
__.__.____ öffentlich ausgelegen (§ 3 Abs. 2 
BauGB).

�	 Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem Hin-
weis, dass Stellungnahmen während der Ausle-
gungsfrist von jedermann schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch per Mail abgegeben wer-
den können, dass nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan unberücksich-
tigt bleiben können, am __.__.____ ortsüblich be-
kannt gemacht (§�3 Abs.�2 BauGB).

�	 Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie die Nachbargemeinden wurden mit 
Schreiben vom __.__.____ von der Auslegung be-
nachrichtigt (§� 3 Abs.� 2 BauGB und §� 4 Abs.� 2 
BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB). Ihnen wurde eine 
Frist bis zum __.__.____ zur Stellungnahme ein-
geräumt. 

�	 Während der öffentlichen Auslegung gingen sei-
tens der Behörden und der sonstigen Träger öffent-
licher Belange sowie der Bürger Anregungen und 
Stellungnahmen ein. Die Abwägung der vorge-

brachten Bedenken und Anregungen erfolgte durch 
den Gemeinderat am __.__.____. Das Ergebnis 
wurde denjenigen, die Anregungen und Stellung-
nahmen vorgebracht haben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 
Satz 4 BauGB).

�	 Der Gemeinderat hat am __.__.____ den 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan �Quartier Dif-
ferter Straße: Arbeiten.Wohnen.Leben� als Satzung 
beschlossen (§ 10 Abs. 1 BauGB). Der vorhaben-
bezogene Bebauungsplan besteht aus der Plan-
zeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B), dem 
Vorhaben- und Erschließungsplan sowie der Be-
gründung.

�	 Der vorhabenbezogene Bebauungsplan �Quartier 
Differter Straße: Arbeiten.Wohnen.Leben� wird 
hiermit als Satzung ausgefertigt.

	 Überherrn, den __.__.____  	

	 ________________
	 Die Bürgermeisterin

�	 Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 BauGB 
und auf die Rechtsfolgen des § 12 Abs. 6 KSVG hin-
gewiesen worden.

�	 Mit dieser Bekanntmachung tritt der vorhabenbe-
zogene Bebauungsplan �Quartier Differter Straße: 
Arbeiten.Wohnen.Leben�, bestehend aus der Plan
zeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B), dem 
Vorhaben- und Erschließungsplan sowie der Be-
gründung, in Kraft (§�10 Abs.�3 BauGB).

	 Überherrn, den __.__.____  	

	 ________________
	 Die Bürgermeisterin
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PLANGEBIET�	 Der Bebauungsplan �Quartier Differter Straße: Arbeiten.Wohnen.Leben� wird gem. § 13a BauGB im 
beschleunigten Verfahren aufgestellt. Die Vorschriften des § 13 BauGB gelten entsprechend. Damit wird 
gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltprüfung nach §�2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach 
§ 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen 
verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB und gem. § 13 
Abs. 2 BauGB von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 
abgesehen.

�	 Der Bebauungsplan �Quartier Differter Straße: Arbeiten.Wohnen.Leben� ersetzt in seinem Geltungsbereich 
den rechtskräftigen Bebauungsplan �An der Differter Straße� (2. ˜nderung) aus dem Jahr 2003.

�	 Nach §� 39 Abs.� 5 Punkt 2 BNatSchG ist es verboten, Bäume, die außerhalb des Waldes und von 
Kurzumtriebsplantagen oder gärtnerisch genutzten Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche 
und andere Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden, zu roden oder auf den 
Stock zu setzen.

�	 Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Ober�ächenab�üsse aufgrund von 
Starkregenereignissen einem kontrollierten Ab�uss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf kein 
zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Über�utungen entstehen. Hierfür sind bei der Ober�ächenplanung 
vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von mög-
lichen Über�utungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und 
Grundstücksgestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken.

�	 Sollten Anp�anzungen oder sonstiger Aufwuchs eine die Leitung gefährdende Höhe erreichen, ist der 
Rückschnitt durch den Grundstückseigentümer / den Bauherrn auf seine Kosten durchzuführen bzw. zu 
veranlassen. Kommt der Grundstückseigentümer / der Bauherr der vorgenannten Verp�ichtung trotz schrift-
licher Aufforderung und Setzen einer angemessenen Frist nicht nach, so ist die Amprion GmbH berechtigt, 
den erforderlichen Rückschnitt zu Lasten des Eigentümers / des Bauherrn durchführen zu lassen.

HINWEISE

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Saarländisches Wassergesetz)

�	 Das Plangebiet ist im modi�zierten Trennsystem zu entwässern.
�	 Schmutzwasser ist über einen Schmutzwasserkanal in den bestehenden Mischwasserkanal abzuleiten.
�	 Unbelastete Regenwässer, auch Dachentwässerung, sind innerhalb des Plangebietes zu versickern (sofern 

der bodengutachterliche Nachweis erbracht wird), in einem getrennten Regenwasserkanal abzuleiten 
bzw. in oberirdischen und/oder unterirdischen Rückhaltebecken entweder zur weiteren Verwendung (z.B. 
Bewässerung) zwischenzuspeichern oder gedrosselt in den Mischwasserkanal der Gemeinde abzugeben.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)

�	 Die Installation von Anlagen zur Nutzung solarer Energie auf den Dach�ächen soll umgesetzt werden.
�	 Unzulässig sind Fassadenverkleidungen aus glänzenden / re�ektierenden Materialien.
�	 Dacheindeckungen in glänzenden / re�ektierenden Materialien sind unzulässig. Die Flachdächer sind zu 

begrünen, sofern keine genehmigungsrechtlichen Au�agen bzw. sonstige Vorgaben dagegensprechen. Es ist 
ein Begrünungssystem zu wählen, welches das dauerhafte und vitale Wachstum von Gräsern, Polsterstauden 
und zwergigen Gehölzen auch während länger anhaltender Hitze- und Trockenheitsperioden gewährleistet. 
Ausgenommen sind hiervon Flächen für technische Dachaufbauten, etc. und deren Wartung inkl. Zuwegung. 
Das Anwachsen ist in einem zeitlich angemessenen Abstand zu kontrollieren und bei Misserfolg sind 
Ersatzp�anzungen vorzunehmen.

�	 Fassaden und Dach�ächen der Wohngebäude sind zwecks naturschutzfachlicher Aufwertung und 
Verbesserung des Mikroklimas zu begrünen.

�	 Die Fassaden von Gebäuden innerhalb des Plangebietes sind in Abschnitte von jeweils maximal 15 m durch 
architektonische Gliederungselemente (z. B. Stützen, Pfeiler, Fensterbänder, Gebäuderücksprünge) vertikal zu 
strukturieren. Rückspringende Fassaden�ächen sind in geeigneter Weise zu begrünen.

�	 Einfriedungen (Zäune) sind in geeigneter Weise zu begrünen.
�	 Je Wohneinheit sind 1,5 Stellplätze auf dem Privatgrundstück zu errichten.
�	 Für die Befestigung von Zufahrten, Wegen und Stellplätzen sind wasserdurchlässige Beläge zu verwenden. 

Ausgenommen hiervon sind Hauptzufahrten.
�	 Flächen, die nicht als Stellplätze, Zufahrten, Terrassen oder Wege benötigt werden, sind unversiegelt zu 

belassen und gärtnerisch als Zier- oder Nutzgarten anzulegen. Groß�ächig mit Steinen bedeckte Flächen, 
auf denen hauptsächlich Steine zur Gestaltung verwendet werden und P�anzen nicht oder nur in geringer 
Zahl vorkommen (Schottergärten), sind im Bereich dieser Frei�ächen nicht zulässig. Wasserdichte oder nicht 
durchwurzelbare Materialien (z. B. Folien, Vlies) sind nur zur Anlage von dauerhaft mit Wasser gefüllten 
Flächen zulässig. Mineralische Splitabdeckungen für z. B. trockenresistente und insektenfreundliche Beete 
oder Gartenanlagen ohne zusätzliches Vlies und Folie sind erlaubt.

�	 Bei der Beleuchtung sind insektenfreundliche Beleuchtungssysteme zu verwenden. Es sind nur Leuchten 
vorzusehen, die so eingeblendet sind, dass möglichst wenig Licht nach oben oder auf angrenzende 
Grünflächen emittiert wird.

�	 Ladestationen für Elektroautos und -fahrräder sind innerhalb des Plangebietes allgemein zulässig.
�	 Stand�ächen für Abfallbehälter sind in den zur öffentlichen Straßenverkehrs�äche orientierten Bereichen 

entweder in Schränken einzuhausen oder sichtgeschützt anzuordnen.
�	 Böschungen, Stützmauern, Aufschüttungen und Abgrabungen sind innerhalb des Plangebietes bis zu einer 

Höhe von 2,0 m allgemein zulässig.
�	 Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. Ausgenommen hiervon sind gemeinsame 

Hinweisschilder oder -tafeln mehrerer Betriebe (Sammel-Hinweisschilder). Innerhalb des Plangebietes ist 
nur ein solches Hinweisschild zulässig. Die Höhe der Hinweisschilder oder -tafeln darf max. 2,50 m betra-
gen. Zusätzlich ist ein Pylon / eine Stele mit einer Höhe von 3,0 m zulässig. Unzulässig sind Wechselbild-
Werbeanlagen, blinkende Leuchtreklamen sowie zeitweise und sich ständig bewegende Werbeanlagen. 
Werbeanlagen am Gebäude sind nur in der Höhe bis maximal Brüstungsoberkante 1. OG zulässig.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBO UND SWG)

PLANZEICHENERLÄUTERUNG

GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

MI MISCHGEBIET (MI)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 6 BAUNVO)

GOKmax.
HÖHE BAULICHER ANLAGEN; HIER: MAXIMALE GEB˜UDEOBERKANTE
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND §�18 BAUNVO)

II ZAHL DER VOLLGESCHOSSE ALS HÖCHSTMASS
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 20 BAUNVO)

GRZ 0,6 GRUNDFL˜CHENZAHL
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 19 BAUNVO)

o OFFENE BAUWEISE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 2 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

UMGRENZUNG VON FL˜CHEN FÜR GARAGEN, CARPORTS UND STELLPL˜TZE 
SOWIE FÜR GEMEINSCHAFTSANLAGEN;
HIER: ST, GA, CA = STELLPL˜TZE, GARAGEN UND CARPORTS; = SPIELPLATZ
(§ 9 ABS. 1 NR. 4 UND 22 BAUGB)

ANSCHLUSS AN VERKEHRSFL˜CHEN; HIER: EIN- UND AUSFAHRTBEREICH
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

UMGRENZUNG DER FL˜CHEN, DIE VON DER BEBAUUNG FREIZUHALTEN SIND; 
HIER:
�	 SCHUTZSTREIFEN DER UNTERIRDISCHEN ENTSORGUNGSLEITUNG 

(ABWASSERKANAL)
�	 SCHUTZSTREIFEN MASTSTANDORT
�	 SCHUTZSTREIFEN DER OBERIRDISCHEN VERSORGUNGSLEITUNG 

(HÖCHSTSPANNUNGSFREILEITUNG)
(§ 9 ABS. 1 NR. 10 BAUGB)

UNTERIRDISCHE HAUPTLEITUNGEN; HIER: ABWASSERKANAL 
(§ 9 ABS. 1 NR. 13 BAUGB)

OBERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNGEN; HIER: 
HÖCHSTSPANNUNGSFREILEITUNG
(§ 9 ABS. 1 NR. 13 BAUGB)

UMGRENZUNG VON FL˜CHEN ZUM ANPFLANZEN VON B˜UMEN, STR˜UCHERN 
UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 25A BAUGB)

ABGRENZUNG UNTERSCHIEDLICHES MASS DER NUTZUNG

ABRISS DES GEB˜UDEBESTANDES/ DER BAULICHEN ANLAGE

Baugebiet Grund�ächenzahl

Zahl der Vollge-
schosse

max. Gebäude-
oberkante

Bauweise -

ERL˜UTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

8.	 UNTERIRDISCHE HAUPTLEITUNGEN; HIER: 
ABWASSERKANAL
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 13 BAUGB Siehe Plan.

Der Abwasserzweckverband Überherrn (AZÜ) ist 
berechtigt das Grundstück zum Zwecke der Verlegung 
(Errichtung, Erneuerung) und Sanierung, des Betriebes 
und der Unterhaltung der Entsorgungsleitungen 
(Misch-, Schmutz- und / oder Regenwasser) in Anspruch 
zu nehmen, dauernd zu benutzen und zu diesem 
Zweck das Grundstück jederzeit zu betreten und zu 
befahren. Gleiches gilt für die Errichtung, Erneuerung 
und Sanierung sowie Unterhaltung von Nebenanlagen 
wie Einlauf- und Revisionsschächten.

9.	 OBERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNGEN; 
HIER: HÖCHSTSPANNUNGSFREILEITUNG
ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 13 BAUGB Siehe Plan.

Die Höchstspannungsfreileitung muss jederzeit 
zugänglich sein, insbesondere eine Zufahrt auch für 
schwere Fahrzeuge ist zu gewährleisten.
Alle die Höchstspannungsfreileitung gefährdenden 
Maßnahmen sind untersagt.

10.	 FLÄCHEN, DIE VON DER BEBAUUNG FREI-
ZUHALTEN SIND; HIER: SCHUTZSTREIFEN 
DER UNTERIRDISCHEN HAUPTLEITUNG 
(ABWASSERKANAL)
ANALOG §�9 ABS.�1 NR.�10 BAUGB Siehe Plan.

Innerhalb des Schutzstreifens dürfen keine 
Einwirkungen vorgenommen werden, die den Bestand 
des Kanals gefährden könnten. Der Schutzstreifen darf 
nicht überbaut werden. Zufahrten und Zuwegungen, 
die aufgebrochen und wiederhergestellt werden kön-
nen, sind zugelassen. Der Schutzstreifen ist von 
Anp�anzungen freizuhalten, die die Sicherheit und 
Wartung der Entsorgungsleitung(en) und ihrer 
Bauwerke gefährden könnten.

11.	 FLÄCHEN, DIE VON DER BEBAUUNG FREI-
ZUHALTEN SIND / FLÄCHEN, DIE NUR EIN-
GESCHRÄNKT NUTZBAR SIND; HIER: 
SCHUTZSTREIFEN MASTSTANDORT
ANALOG §�9 ABS.�1 NR.�10 BAUGB Siehe Plan.

Der Maststandort muss jederzeit zugänglich sein, ins-
besondere eine Zufahrt auch für schwere Fahrzeuge ist 
zu gewährleisten.

Im Bereich des Schutzstreifens sind ausschließlich 
Stellplätze zulässig. Die Anlage von Garagen und 
Carports ist unzulässig.

12.	 FLÄCHEN, DIE VON DER BEBAUUNG FREI-
ZUHALTEN SIND / FLÄCHEN, DIE NUR EIN-
GESCHRÄNKT NUTZBAR SIND; HIER: 
SCHUTZSTREIFEN DER OBERIRDISCHEN 
VERSORGUNGSLEITUNG (HÖCHST-
SPANNUNGSFREILEITUNG)
ANALOG §�9 ABS.�1 NR.�10 BAUGB Siehe Plan.

Im Schutzstreifen der Leitung dürfen nur solche 
Anp�anzungen vorgenommen werden, die eine 
Endwuchshöhe von maximal 10 m erreichen.

Von den einzelnen ggf. auch nicht genehmigungs-
p�ichtigen Bauvorhaben im Schutzstreifen der Leitung  
bzw. in unmittelbarer Nähe dazu sind der Amprion 
GmbH Bauunterlagen zur Prüfung und abschließenden 
Stellungnahme bzw. dem Abschluss einer Vereinbarung 
mit dem Grundstückseigentümer/Bauherrn zuzusen-
den. Alle geplanten Maßnahmen bedürfen der 
Zustimmung durch die Amprion GmbH.

13.	 MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE 
UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, 
NATUR UND LANDSCHAFT
ANALOG §�9 ABS.�1 NR.�20 BAUGB Zur Vermeidung der Tötung von in den Gehölzen nis-

tenden Vögeln sind die gesetzlichen Rodungsfristen 
nach § 39 Abs. 5 BNatSchG einzuhalten.

Im Vorfeld der Bauarbeiten sind die Unsicherheiten in 
Bezug auf ein Vorkommen der Mauereidechse und der 
Zauneidechse zu klären, indem die Planungs�äche bei 
geeigneten Temperaturen auf ihre Präsenz visuell ge-
prüft wird, hierbei ist der Fokus auf die nördliche Rude-
ral�ur zu legen; der übrige entweder voll versiegelte 
oder geschotterte Bereich und der vor kurzem freige-
stellte Abschnitt um den Hochspannungsmast ist als 
Habitat weniger geeignet; die gesamte Fläche wurde 
mit Schwerpunkt Ruderal�ur zwar im Rahmen zweier 
Begehungen Anfang Mai geprüft, ohne dass Aktivitä-
ten bemerkt wurden; allerdings waren die Erhebungs-
bedingungen (sonnig, aber windig, 15 bzw. 18 °C) 
nicht optimal, so dass eine Präsenz nicht zweifelsfrei 
auszuschließen ist; sollten bei der wiederholten Über-
prüfung Tiere entdeckt werden, dann ist das weitere 
Vorgehen mit der UNB abzuklären, insbesondere da-
hingehend, ob möglicherweise Fortp�anzungs- und 
Ruhestätten betroffen sind (z.B. in den Sandablagerun-
gen), die neben einer artenschutzrechtlichen Ausnah-
megenehmigung dann ggfs. auch Maßnahmen zur 
Aufrechterhaltung der ökologischen Funktion der Fort-
p�anzungs- und Ruhestätten erforderlich machen wür-
den.

Auch der Gebäudebestand ist vor dem Rückbau auf 
Gebäudebrüter und im Gebäude evtl. quartiernehmen-
de Fledermäusen zu überprüfen, im Nachweisfall ist 
auch hier das weitere Vorgehen mit der UNB abzuspre-
chen.

14.	 FLÄCHEN FÜR GEMEINSCHAFTSANLAGEN; 
HIER: SPIELPLATZ
ANALOG. §�9 ABS.�1 NR.�22 BAUGB Siehe Plan. 

15. 	ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN 
UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN

	 ANALOG § 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB An der westlichen Grenze des Mischgebietes ist eine 
einreihige Baumhecke mit kleinkronigen Laubbäumen 
im P�anzabstand von 15 m und Zwischenp�anzung 
von jeweils 10 Sträuchern (Feuer- und Rotahorn, Fel-
senbirne, Hasel, Blutroter Hartriegel, Liguster etc.) zu 
p�anzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang nach-
zupflanzen. Die Endwuchshöhe der P�anzungen darf 
maximal 10 m erreichen.

Je drei Stellplätze ist mindestens ein standortgerechter 
Laubbaumhochstamm (Stammumfang 18 - 20 cm) zu 
p�anzen und dauerhaft zu erhalten.

Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind 
zudem zu begrünen, sofern sie nicht für Zufahrten, 
Stellplätze, Wege oder weitere Gestaltungselemente 
benötigt werden. Zulässig sind alle Maßnahmen, 
die geeignet sind, eine ansprechende Durchgrünung 
und eine harmonische und optisch ansprechende 
Einbindung in das umgebende Landschafts- und 
Siedlungsbild zu erreichen. Zur Eingrünung ist je 
200 qm nicht überbauter Grundstücksfläche min-
destens 1 standortgerechter Laubbaumhochstamm / 
Stammbusch zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und 
bei Abgang nachzupflanzen.

Die Pflanzqualität der Bäume wird wie folgt vorgege-
ben: 3xv, StU 12 - 14 cm.

Die Pflanzqualität von Sträuchern wird wie folgt vor-
gegeben: 2xv, 60-100 cm.

VORHABEN- UND ERSCHLIESSUNGSPLAN

Quelle: Architekturbüro Alexander Schwehm, Saarlouis; Stand: Mai 2021

ANSICHT OST

Quelle: Architekturbüro Alexander Schwehm, Saarlouis; Stand: April 2021

TEIL A: PLANZEICHNUNG

MI 1 GRZ
0,6

III GOKmax = 
14,00 m

o -

MI 2 GRZ
0,6

II GOKmax = 
10,00 m

o -

MI 3 GRZ
0,6

II GOKmax = 
8,00 m

o -

Die Katastergrundlage ist im Original bestätigt.
Stand Kataster: 11.07.2017

Quelle: LVGL Saarland

Die digitale Liegenschaftskarte entstand durch manuelles Digitalisieren der analogen Liegenschaftskarte. Durch 
Transformationsberechnungen wurde eine blattschnittfreie und homogene Liegenschaftskarte erzeugt. Demzufolge 
kann die Genauigkeit der digitalen Liegenschaftskarte auch nur der Genauigkeit der zugrunde gelegenen, analogen 
Liegenschaftskarte entsprechen. Werden aus der digitalen Liegenschaftskarte Koordinaten entnommen, muss für 
jede weitere Verwendung beachtet werden, dass die Genauigkeit im besten Falle die der grafischen Koordinaten 
(Präsentationskoordinaten) entspricht. Auch sonstige Maße (Spannmaße), die aus der digitalen Liegenschaftskarte 
abgeleitet werden, sind unter diesem Gesichtspunkt zu beurteilen.

MI 3 GRZ
0,6

II GOKmax = 
8,00 m

o -

Bei allen Baump�anzungen muss grundsätzlich die 
offene oder mit einem dauerhaft luft- und wasser-
durchlässigen Belag versehene Fläche (Baumscheibe) 
mindestens 6,0 m2 betragen. Die Baumscheiben sind 
durch geeignete Maßnahmen wie z.B. die Bep�anzung 
mit bodendeckenden Kleingehölzen oder Stauden, 
Ramm-Borden, etc. vor Ober�ächenverdichtung zu 
schützen. Im Falle beengter Verhältnisse sind 
Belüftungs- und Bewässerungskanäle anzulegen; die 
P�anzgrube muss mindestens 12,0 m3 umfassen und 
1,50 m tief sein.

Bei der Baumarten- bzw. -sortenauswahl ist darauf zu 
achten, dass aufgrund der benachbarten 
Hochspannungsfreileitung ausschließlich Gehölze zur 
Anp�anzung kommen, die in den Endwuchshöhen 
gestaffelt sind.

Bei allen Baump�anzungen sind die Empfehlungen 
der FLL (Empfehlungen für Baump�anzungen, Teil 1 - 
Planung, P�anzarbeiten, P�ege, 2. Ausgabe 2015, Teil 
2 Standortvorbereitungen für Neup�anzungen, P�anz-
gruben und Wurzelraumerweiterung, Bauweisen und 
Substrate, 2. Ausgabe 2010 sowie die Gütebestim-
mungen für Baumschulp�anzen) ebenso wie die ein-
schlägigen DIN Normen (DIN 18916 - Vegetations-
technik im Landschaftsbau, P�anzen und 
P�anzarbeiten) zu beachten. Die Bäume sind dauer-
haft zu sichern und Ausfälle durch gleichartige Bäume 
zu ersetzen.

16.	 ERHALT VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND 
SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN 
ANALOG §�9 ABS.�1 NR.�25B BAUGB Naturraumtypische und standortgerechte Gehölze 

sind, sofern es der Gesundheitszustand erlaubt und die 
Verkehrssicherheit gewährleistet ist, zu erhalten, und 
in die Planung zu integrieren. Die Baumschutzsatzung 
der Gemeinde Überherrn ist zu beachten.

17.	 GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
ANALOG § 9 ABS. 7 BAUGB Siehe Plan.


